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2005: Mehr Empfänger von Grundsicherung

Ergebnisse der Statistiken über die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung in Baden-Württemberg 2005

Franz Burger, Gabriele Rief

Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung ist eine seit dem 1. Januar 2003 

bestehende Sozialleistung, die den grundlegen-

den Bedarf für den Lebensunterhalt sicherstellt. 

Seit dem 1. Januar 2005 wird diese Leistung 

nach dem 4. Kapitel des Zwölften Buches So-

zialgesetzbuch (SGB XII) gewährt. Leistungen 

der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung erhalten Personen, die das 65. Le-

bensjahr vollendet haben oder das 18. Lebens-

jahr vollendet haben und im Sinne der gesetz-

lichen Rentenversicherung dauerhaft voll er-

werbsgemindert sind. Die Leistungstatbestän-

de zwischen der Hilfe zum Lebensunterhalt 

und der Grundsicherung sind weitgehend an-

geglichen worden, sodass es außerhalb von 

Einrichtungen kaum noch Fälle gibt, in denen 

ergänzende Leistungen der Hilfe zum Lebens-

unterhalt in Anspruch genommen werden 

müssen. Wer erwerbstätig sein kann, erhält 

bei Bedarf Grundsicherung für Arbeitsuchende 

nach den Vorschriften des SGB II. 

Zum Jahresende 2005 fast 62 000 Grund-

sicherungsempfänger 

Ende 2005 gab es in Baden-Württemberg 
61 790 Empfänger von Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
Damit erhielten 0,7 % der Bevölkerung ab 
18 Jahren in Baden-Württemberg diese Sozial-
leistung. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das 
eine Erhöhung der Zahl der Hilfebezieher um 
rund 7 000 Empfänger oder 13 %; im Vergleich 
zum Jahr der Einführung der Grundsicherung 
– 2003 – betrug der Zuwachs sogar 21 %. Zu 
dieser Steigerung trägt allerdings auch die Tat-
sache bei, dass viele Grundsicherungsanträge, 
die 2003 oder 2004 gestellt wurden, erst später 
abgearbeitet werden konnten, sowie die fort-
schreitende Umstellung von bisheriger Sozial-
hilfe auf die neue Sozialleistung. 

Zum Jahresende 2005 waren 46 % der Emp-
fänger in der Altersgruppe zwischen 18 und 
64 Jahren und erhielten Leistungen der Grund-
sicherung wegen einer dauerhaft vollen Er-
werbsminderung. Knapp über die Hälfte der 
Empfänger (54 %) waren 65 Jahre und älter. 

Ein Viertel aller Leistungsempfänger war in 
stationären Einrichtungen, zum Beispiel in 
Alten- oder Pflegeheimen untergebracht, 75 % 
lebten außerhalb von Einrichtungen (Schau-
bild 1).

Seit dem 1. Januar 2003 ist die 
Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung eine eigenstän-

dige Sozialleistung. Für die Menschen, 
die durch Alter oder volle Erwerbsminde-
rung auf Dauer aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden sind und ihren Lebens-
unterhalt nicht selbst bestreiten können, 
stellt sie das Existenzminimum sicher. 
Um die Abgrenzung zur Sozialhilfe zu 
verdeutlichen, hatte der Gesetzgeber 
2003 mit dem Grundsicherungsgesetz 
(GSiG) zunächst ein eigenständiges Ge-
setz verabschiedet. Begründet wurde die 
Herausnahme der Grundsicherungsleis-
tungen aus dem Bundessozialhilfegesetz 
damit, für alte und für dauerhaft erwerbs-
geminderte Menschen eine eigenständige 
soziale Leistung zu schaffen, die unab-
hängig von der Sozialhilfe geregelt wird. 

Mit dem Gesetz zur Einordnung des So-
zialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 
wurde das Grundsicherungsgesetz als 
eigenständiges Gesetz zum 1. Januar 2005 
wieder aufgehoben und dessen Inhalt 
als 4. Kapitel in das Zwölfte Buch Sozial-
gesetzbuch SGB XII übernommen. Die 
Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung sowie die 
Inhal te der Grundsicherungsstatistik 
haben sich durch die Einordnung des 
GSiG ins SGB XII aber im Wesentlichen 
nicht verändert. Die statistischen Anga-
ben über diesen Leistungsbereich sind 
mit den nach dem GSiG erhobenen An-
gaben für 2003 und 2004 vergleichbar; 
bei den Ausgaben ist allerdings die Ein-
beziehung des Wohngeldes in die Grund-
sicherung ab 1. Januar 2005 zu berück-
sichtigen.
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Mehr Frauen als Männer auf Grundsicherung 

angewiesen

Die Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung wurden 2005 wie 
auch in den Vorjahren öfter von Frauen als von 
Männern in Anspruch genommen. Von den 
rund 62 000 Hilfeempfängern in Baden-Würt-
temberg waren 57 % Frauen, der Anteil der 
Männer lag bei 43 %. Damit bezogen 0,8 % 
aller Frauen und 0,6 % aller Männer ab 18 Jah-
ren in Baden-Würt temberg Grundsicherungs-
leistungen. Die Unter schiede in der Inanspruch-
nahme der Leistungen der Grundsicherung 
zwischen Männern und Frauen waren in der 
Altersgruppe der über 65-Jäh rigen noch deut-
licher. Der Anteil der Frauen lag hier bei 68 % – 
gegenüber einem Frauenanteil an der Bevöl-
kerung ab 65 Jahren von 58 %. Mit einer Quote 

von 2,0 % – bezogen auf den Frauenanteil in 
der Bevölkerung – waren Frauen in dieser Al-
tersgruppe wesentlich häufiger auf Leistungen 
der Grundsicherung angewiesen als Männer, 
die eine Quote von 1,3 % aufwiesen. Dies lässt 
sich vor allem damit erklären, dass die Ein-
kommen aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung bei Frauen deutlich geringer waren als 
bei Männern. Bei den voll erwerbsgeminder-
ten Grundsicherungsempfängern im Alter von 
18 bis unter 65 Jahren waren die Männer mit 
einer Quote von 0,5 % gegenüber den Frauen 
mit einer Quote von 0,4 % etwas in der Über-
zahl. Ein wesentlicher Grund hierfür dürfte die 
deutlich höhere Zahl schwerbehinderter Män-
ner als Frauen zwischen 18 und 65 Jahren sein 
(Schaubild 2).

Grundsicherung im Alter …

Die Mehrheit der Grundsicherungsempfänger 
(54 %) gehörte der Personengruppe der über 
65-Jährigen an. Damit bezogen 1,7 % der Men-
schen ab 65 Jahren in Baden-Württemberg 
diese Sozialleistung. Diese Personen im Ren-
tenalter lebten überwiegend außerhalb von 
Einrichtungen; nur 16 % waren in Einrichtungen, 
wie zum Beispiel in Alten- oder Pflegeheimen 
untergebracht.

Bei der Einführung der Grundsicherung im 
Jahr 2003 ging es im Wesentlichen um die Be-
kämpfung der verschämten Altersarmut. Hinter-
grund waren die immer wieder geäußerten 
Vermutungen, dass etwa die Hälfte vor allem 
älterer Menschen ihre bestehenden Ansprüche 
auf Sozialhilfe nicht geltend machten, weil sie 
den unterhaltsrechtlichen Rückgriff auf ihre 

S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 698 06

Empfänger von Grundsicherungs-
leistungen in Baden-Württemberg
am 31. Dezember 2005

18 bis 64 Jahre 65 Jahre und älter
Alter

Frauen
Männer

12 722

15 604

22 621

10 843

S2
Grundsicherungsempfänger in Baden-Württemberg am 31. Dezember 2005
nach Altersklassen

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 699 06

8

6

0

9

7

5

in Tsd.
10

4

3

2

1

18 bis 21 21 bis 30 30 bis 40 40 bis 50 50 bis 60 60 bis 65 65 bis 70 70 bis 80 80 bis 90 90 und
älter

Alter von ... bis unter ... Jahre

Frauen
Männer



Bildung, SozialesStatistisches Monatsheft Baden-Württemberg 2/2007

27

Kinder fürchteten. Aus diesem Grund wurde 
bei den Grundsicherungsleistungen der Rück-
griff auf unterhaltspflichtige Kinder oder Eltern 
weitgehend ausgeschlossen; das heißt er er-
folgt nur, wenn die Kinder oder Eltern des An-
tragsberechtigten über ein Einkommen von 
mehr als 100 000 Euro pro Jahr verfügen. Al-
lerdings erfolgt eine Berücksichtigung eigenen 
Einkommens und Vermögens.

… und bei voller Erwerbsminderung

Die zweite Personengruppe, die Grundsiche-
rungsleistungen in Anspruch nehmen kann, ist 
zwischen 18 und 64 Jahre alt und voll erwerbs-
gemindert. Volle Erwerbsminderung bedeutet, 
dass diese Personen wegen Krankheit oder 
Behinderung auf nicht absehbare Zeit außer-
stande sind, täglich mindestens 3 Stunden er-
werbstätig zu sein. Diese Menschen werden 
wahrscheinlich auch künftig dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen. 

Etwa 46 % der Empfänger in Baden-Württem-
berg waren zwischen 18 und 64 Jahre alt und 
dauerhaft voll erwerbsgemindert, dies entspricht 
einer Quote von 0,4 % der gleichaltrigen Be-
völkerung von Baden-Württemberg. Von den 
voll erwerbsgeminderten Personen im Alter 
von 18 bis 64 Jahren lebten 35 % in Einrich-
tungen, wie zum Beispiel in Behindertenheimen. 

Ausländer/-innen besonders stark vertreten

Mit 16 % weicht der Anteil der ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger an den Grund-
sicherungsempfängern relativ wenig vom aus-
ländischen Anteil der Bevölkerung ab 18 Jah-
ren (12 %) ab. Betrachtet man jedoch die Per-
sonen gruppen der 18- bis 64-Jährigen und die 
der über 65-Jährigen getrennt, ergibt sich ein 
differenzierteres Bild. Während – bezogen auf 
den Bevölkerungsanteil – in der Gruppe der 
18- bis unter 65-Jährigen weniger Ausländer 
(0,3 %) als Deutsche (0,4 %) Leistungen der 
Grundsicherung erhielten, zeigt sich bei den 
älteren Ausländerinnen und Ausländern eine 
relativ hohe Inanspruchnahme dieser Sozialleis-
tung: 7,3 % der ausländischen Mitbürger/-innen 
ab 65 Jahren erhielten Grundsicherung. Damit 
lag die Quote bei ihnen gut fünf Mal so hoch 
wie bei den Deutschen in dieser Altersgruppe 
(1,4 %). Gründe dafür könnten vor allem gerin-
gere Ein kommen der ausländischen Mitbür-
gerinnen und Mitbürger in ihrer Erwerbszeit 
sowie kürzere Versicherungszeiten in der ge-
setzlichen Renten versicherung im Vergleich 
zu den deutschen Ruheständlern sein (Schau-
bild 3).

Hohe Grundsicherungsquoten in 

den Stadtkreisen

Die regionale Auswertung ergab, dass bezogen 
auf die Bevölkerung ab 18 Jahren, in den Stadt-
kreisen relativ mehr Grundsicherungsempfän-
ger lebten als in den Landkreisen. Im Stadtkreis 
Baden-Baden ist die Quote mit 13,4 je 1 000 
Personen ab 18 Jahren am höchsten, gefolgt 
von den Stadtkreisen Freiburg (11,8), Stuttgart 
(11,5) und Mannheim (11,4). Ursachen hierfür 
dürften unter anderem die höheren Mieten und 
eine geringere Wohneigentumsquote in den 
Städten sein. Auffallend ist der hohe Ausländer-
anteil an der Gesamtzahl der Grundsicherungs-
empfänger in den genannten Stadtkreisen – 
im Stadtkreis Baden-Baden betrug er 41 %, in 
Freiburg 21 %, in Stuttgart 28 % und in Mann-
heim 25 %. Der Enzkreis hat mit einem Anteil 
von 3,5 je 1 000 der gleichaltrigen Bevölkerung 
die geringste Grundsicherungsquote. Hier ist 
auch der Ausländeranteil unter den Grundsiche-
rungsempfängern mit 7 % am geringsten.

Im Schnitt wurden monatlich 388 Euro 

ausbezahlt

Der durchschnittliche Bruttobedarf je Grundsi-
cherungsempfänger betrug 599 Euro im Monat. 
Er setzt sich zusammen aus einem Regelsatz, 
den angemessenen tatsächlichen Aufwendun-
gen für Unterkunft und Heizung, der Übernahme 
von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen 
sowie ergänzenden Zahlungen für Mehrbedarfe, 
wie zum Beispiel bei Gehbehinderung, für wer-
dende Mütter ab der 13. Schwangerschafts-
woche, für Alleinerziehende oder für notwen-
dige Krankenkost. Der monatliche Regelsatz 
lag 2005 bei 345 Euro für Alleinstehende bzw. 
für den Haushaltsvorstand und bei 276 Euro 
für Haushaltsangehörige.
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Auf die Unterkunftskosten entfielen im Durch-
schnitt etwa 41 % des Bruttobedarfs oder 
246 Euro. Vom errechneten Bruttobedarf wer-
den Einkommen und Vermögen des Leistungs-
empfängers sowie dessen nicht getrennt leben-
den Partners abgezogen. Die Differenz ergibt 
den Nettoanspruch. Dieser lag zum Jahresende 
2005 im Durchschnitt bei 388 Euro je Grundsi-
cherungsempfänger und Monat. 

Insgesamt wurden im Jahr 2005 für Leistungen 
nach dem 4. Kapitel SGB XII rund 295,7 Mill. 
Euro aufgewandt. Nach Abzug der Einnahmen 
in Höhe von 8,8 Mill. Euro, die den Leistungs-
trägern vor allem aus Erstattungen anderer 
Sozialleistungsträger zuflossen, verblieben rund 
286,9 Mill. Euro an reinen Ausgaben (Netto-
ausgaben). Im Vergleich zum Vorjahr sind die 

Nettoausgaben für die Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung um 47 % an-
gestiegen. Grund dafür dürfte der deutliche 
Anstieg der Empfängerzahlen um über 13 % 
sowie der Anstieg des durchschnittlichen Netto-
anspruchs um 17 % gegenüber dem Vorjahr 
sein. Der durchschnittliche Nettoanspruch ist 
insbesondere deswegen gestiegen, weil seit 
Januar 2005 das Wohngeld im Grundsiche-
rungsanspruch enthalten ist, das vorher von 
anderen Stellen getragen wurde.

Weitere Auskünfte erteilen
Franz Burger, Telefon 0711/641- 24 66,
Franz.Burger@stala.bwl.de
Gabriele Rief, Telefon 0711/641-25 44,
Gabriele.Rief@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Die Bevölkerung in Baden-Württemberg

Die CD-ROM bietet in übersichtlichen Tabellen 
und Schaubildern über Eckdaten hinaus tiefer 
gehende Einsichten in die aktuellen demogra-
fischen Strukturen und Entwicklungen in Baden-
Württemberg. Wichtige Sachverhalte in regio-
naler Untergliederung nach den einzelnen 
Stadt- und Landkreisen werden dargestellt.

Neben den Standardinformationen werden 
viele Sonderauswertungen angeboten. Dazu 
gehören lang zurückreichende Zeitreihen, die 
beispielsweise den prägenden Einfluss der 
Wanderungsbewegungen auf das Bevölke-
rungswachstum im Lande belegen.

Unter anderem finden Sie Informationen zu:
Altersgliederung der Bevölkerung des Landes, 
der Kreise und der einzelnen Gemeinden; Ge-
burtenhäufigkeiten und Säuglingssterblichkeit; 
Sterbefälle nach Todesursachen; Eheschlie-
ßungen und Scheidungen; Zu- und Fortzüge 
nach Herkunft und Ziel, Bevölkerungsentwick-
lung mit Vergleichsdaten für Deutschland und 
die EU.

 
Zukunftswerkstätten „Familienfreundliche 

Kommune“: erste Termine für 2007 stehen fest

Eine Zukunftswerkstatt „Familienfreundliche 
Kommune“ ist eine eintägige örtliche Auftakt-
veranstaltung, bei der gemeinsam mit interes-
sierten Bürger/inne/n und Bündnispartnern aus 
Kommune, Kirchen, Einrichtungen, Unterneh-

men, Verbänden und Vereinen ein schlüssiges 
und praxistaugliches Handlungskonzept zur 
Kinder- und Familienfreundlichkeit entwickelt 
wird. 

Die Zukunftswerkstätten sind Teil der Lan des-
initiative „Kinderland Baden-Württemberg“ 
und werden von der FamilienForschung Baden-
Württemberg im Auftrag des Ministeriums für 
Arbeit und Soziales und in Zusammenarbeit mit 
dem Ortenauer Bündnis für Familien (2005/06) 
und dem Kommunalverband Jugend und So-
ziales (2006/07) durchgeführt.

Die nächsten Termine:
 17. März 2007 

Gemeinde Mauer, Rhein-Neckar-Kreis 

 12.Mai 2007 
Stadt Backnang, Rems-Murr-Kreis

Auch Gäste aus anderen Kommunen, die sich 
über die Zukunftswerkstätten informieren wol-
len, sind herzlich willkommen! Einladungen 
erhalten Sie bei der 

FamilienForschung Baden-Württemberg, 
Jens Ridderbusch, Tel. 0711/641-27 19, 
jens.ridderbusch@stala.bwl.de, 
Christine Ehrhardt, Tel. 0711/641-26 68, 
christine.ehrhardt@stala.bwl.de

Weitere Informationen:
Aktuelle Berichte zu den Zukunftswerkstätten 
finden Sie laufend im Portal unter
www.familienfreundliche-kommune.de.

Die CD-ROM (Artikel Nr. 
D 2134 06002) kann zum Preis 
von 18,00 Euro bezogen 
werden beim 

Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg 
70158 Stuttgart 
Telefon: 0711/641-28 66
Fax: 0711/641-13 40 62
vertrieb@stala.bwl.de
www.statistik-bw.de
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